
 
 

 

Finanzgericht Düsseldorf 
Newsletter März 2024 

Sehr geehrte/r ..., 

 
der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte 
aktuelle Entscheidungen und über interessante Entwicklungen im und um das 
Finanzgericht Düsseldorf. 

 

 
 
 

Aktuelle Rechtsprechung des  

Finanzgerichts Düsseldorf 

 

Die Veräußerung einer Teilfläche sowie die damit 
zusammenhängenden Abbruch- und Erschließungs-

arbeiten können das Ausschließlichkeitsgebot bei der 
erweiterten Gewerbesteuerkürzung für Grundstücks-

unternehmen verletzen 
 

Der 14. Senat hatte über die Gewährung einer erweiterten gewerbesteuerlichen Kürzung 
zu entscheiden. 

Die Klägerin, eine GmbH, erwarb im Jahr 2016 ein Gesamtareal unter der Bedingung 
der Baureifmachung, Erschließung und anschließenden Veräußerung einer bestimmten 
Teilfläche an die N. GmbH & Co. KG. Auf dem übrigen Areal beabsichtigte die Klägerin 
Gewerbeimmobilien zu errichten und im Anschluss zu vermieten. Die Klägerin und die 
Stadt schlossen einen städtebaulichen Vertrag mit Verpflichtungen der Klägerin zu 
Abbrucharbeiten auf dem Areal, zur Herstellung einer Erschließungsstraße sowie damit 
zusammenhängend Planung, Koordinierung und Durchführung der Arbeiten zur 
Verlegung der notwendigen Ver- und Entsorgungsleitungen. 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Der Beklagte lehnte für das Streitjahr 2017 eine erweiterte Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 
2 GewStG ab, da die Klägerin durch den Verkauf der Teilfläche einen schädlichen 
Grundstückshandel betrieben habe und damit gewerblich tätig geworden sei. 
Insbesondere habe die Veräußerungsabsicht hinsichtlich der Teilfläche bereits bei 

Erwerb der Flächen vorgelegen. 

Im Einspruchs- und Klageverfahren argumentierte die Klägerin, dass die Veräußerung 
der Teilfläche nach dem Gesamtbild der Verhältnisse weder eine nachhaltige Tätigkeit 
dargestellt habe, noch habe sie sich damit am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 
beteiligt. Nach den von der Stadt aufgestellten Anforderungen habe sie nur mit der N. 
GmbH & Co. KG kontrahieren können. Die Veräußerung sei deshalb ein zwingend 
notwendiges Nebengeschäft für die Aufnahme der Tätigkeit als Grundstücksverwalterin 
gewesen. Der Verkaufserlös aus der Teilfläche trete im Gesamtbild der Verhältnisse in 
den Hintergrund. 

Der 14. Senat wies die Klage mit Urteil vom 21.12.2023 ab. Die Veräußerung der 
Teilfläche und die zu deren Vorbereitung durchgeführten Arbeiten zur Baureifmachung 
und -erschließung gingen über die Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes 
hinaus. Die aus dem städtebaulichen Vertrag resultierende Verpflichtung zum Verkauf 
des Grundstücks habe die unbedingte Veräußerungsabsicht nicht entfallen lassen. Die 
umfangreichen Tätigkeiten hätten auch zu einer völlig anderen Marktgängigkeit des 
Objektes geführt und entsprächen somit dem Bild eines am Markt auftretenden Bau- 
bzw. Erschließungsunternehmers. Sie stellten – schon angesichts des Umfangs der 
durchgeführten Maßnahmen – keine unschädliche Nebentätigkeit im Sinne eines 
zwingend notwendigen Teils einer wirtschaftlich sinnvoll gestalteten eigenen 

Grundstücksverwaltung und -nutzung dar. 

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 1546/22 G  

 
 
 

Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

 

Einkommensteuer 

Ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines Steuerbescheides wegen 
Nichtberücksichtigung eines Verlustrücktrags aufgrund einer im 
Verlustentstehungsjahr noch nicht erfolgten Steuerfestsetzung 

Die Entscheidung im Volltext: 9 V 1698/23 A(E,AO) 

Der Gewinn aus einem Zwangsumtausch von ausländischen Anleihen in Par-
Schuldverschreibungen ist als Veräußerung von Kapitalforderungen 

einkommensteuerpflichtig 

Die Entscheidung im Volltext: 15 K 1557/22 E 

  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/14_K_1546_22_G_Urteil_20231221.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2024/9_V_1698_23_A_E_AO_Beschluss_20240108.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2024/15_K_1557_22_E_Urteil_20240214.html


Gewerbesteuer-Zerlegung 

Zu den Kriterien für die Bestimmung des Ortes der Geschäftsleitung bei 
vermögensverwaltenden Personengesellschaften 

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 2364/19 G 

 

Haftung (Lohnsteuer) 

Für die Gewährung der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 39 EStG für die Überlassung von 
Vermögensbeteiligungen an Arbeitnehmer eines Konzernunternehmens ist der abstrakte 
Ausschluss von Mitarbeitergruppen unschädlich, wenn die Konzerngesellschaft keine von 
diesem abstrakten Ausschluss betroffene Arbeitnehmer beschäftigt. 

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 9/22 H (L) 

Die Gewährung der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 39 EStG für die Überlassung von 
Vermögensbeteiligungen an Arbeitnehmer setzt die ausnahmslose Einbeziehung aller, seit 
einem Jahr oder länger in einem Arbeitsverhältnis stehenden, Arbeitnehmer voraus 

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 11/22 H(L) 

Für die Gewährung der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 39 EStG für die Überlassung von 
Vermögensbeteiligungen an Arbeitnehmer ist es unschädlich, wenn Mitarbeiter aus ruhenden 
Arbeitsverhältnissen des jeweiligen Konzernunternehmens nicht einbezogen werden 

Die Entscheidung im Volltext: 8 K 14/22 H (L) 

 

Körperschaftsteuer 

Bei der Anwendung der sog. Sanierungsklausel bei der Übertragung von Anteilen 
an Kleinbetrieben ist der Verweis in § 8c Abs. 1a Satz 3 Nr. 2 KStG auf die 
Lohnsummenregelung dahin auszulegen, dass der Steuerpflichtige dieses 
Erfordernis nicht erfüllen kann und damit auf einen anders gearteten Nachweis 

des Erhalts der wesentlichen Betriebsstrukturen zu verweisen ist. 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 2095/22 K,G,F 

 

Streitwertfestsetzung 

Ist in einem Verfahren einer Gesellschaft wg. gesonderter und einheitlicher 
Feststellung des auf die Gesellschafter zu verteilenden Gewerbesteuer-
Messbetrags und der tatsächlich zu zahlenden Gewerbesteuer (§ 35 Abs. 2 Satz 
2 i.V.m. Abs. 4 EStG) nicht die Höhe des festgestellten Gewerbesteuer-
Messbetrages und der tatsächlich zu zahlenden Gewerbesteuer, sondern nur 
deren Verteilung strittig, ermittelt sich der Streitwert auf der Grundlage der Summe 
der beantragten Mehr- bzw. Minderbeträge zugunsten einzelner Gesellschafter am 
Gewerbesteuer-Messbetrag - ohne Saldierung oder Addition der 
korrespondierenden Minder- oder Mehrbeträge der übrigen Gesellschafter 

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 1404/19 F 

  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/8_K_2364_19_G_Urteil_20230810.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/8_K_9_22_H_L_Urteil_20231214.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/8_K_11_22_H_L_Urteil_20231214.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/8_K_14_22_H_L_Urteil_20231214.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2024/6_K_2095_22_K_G_F_Urteil_20240115.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2024/10_K_1404_19_F_Beschluss_20240214.html


Verbrauchsteuern 

Keine Biersteuer auf von einem Hobbybrauer hergestellten Bier, das dieser 
unentgeltlich zum Probieren anbietet 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 2875/19 VBi 

 
 

Nachrichten in eigener Sache 
 

Frau Johanna Thünnesen zur Richterin am 
Finanzgericht ernannt  

 

Unsere Kollegin Johanna Thünnesen erhielt am 01.03.2024 vom Präsidenten des 
Finanzgerichts Düsseldorf, Dr. Klaus J. Wagner, die Ernennungsurkunde zur Richterin 

am Finanzgericht. 

 

 
v.l.n.r.: Dr. Nadya Bozza-Splitt, Johanna Thünnesen, Dr. Klaus J. Wagner 

Quelle: Justiz NRW 
 

Frau Thünnesen arbeitete vor Beginn ihrer richterlichen Tätigkeit beim Finanzgericht 
Düsseldorf mehrere Jahre als Anwältin in international tätigen Anwaltssozietäten. Sie ist 
derzeit dem im Wesentlichen mit der Bearbeitung von Verfahren aus dem Bereich des 
allgemeinen Ertragsteuerrechts befassten 13. Senat des Finanzgerichts Düsseldorf 

zugewiesen. 

 
  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/4_K_2875_19_VBi_Urteil_20220112.html


Sind Sie auch an aktuellen Entscheidungen der anderen nordrhein-westfälischen 
Finanzgerichte interessiert? Diese informieren ebenfalls mit einem Newsletter über 
aktuelle Entscheidungen des Gerichts, Verfahren von besonderem Interesse, in Kürze 
anstehende Veranstaltungen und personelle Veränderungen oder sonstige "Interna".   

 
Die Newsletter der Finanzgerichte Köln und Münster können Sie hier 

abonnieren: Newsletter des Finanzgerichts Köln 

Newsletter des Finanzgerichts Münster 

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden 
Sie in der Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch 
über die gewerbliche Nutzung informiert. 

 
Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel 
monatlich. Frühere Ausgaben des Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt 
und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des Newsletters ist 
jederzeit möglich. 
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